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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Sicherung der bruttolohnbezogenen dynamischen 

Rente 

(Rentenniveau-Sicherungsgesetz — RSG) 

(Antrag der Abgeordneten Katzer, Dr. Götz, Ruf und 
der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Seit 1969 hat sich der Preis- und Lohnauftrieb in einem in der 
Bundesrepublik Deutschland seit der Koreakrise nicht gekann- 
ten Maße verstärkt. Nach Vorausschätzungen der Bundes- 
regierung wird der Preis- und Lohnauftrieb auch in Zukunft 
deutlich über dem liegen, was im Jahre 1969 anläßlich der 
Konsolidierung der gesetzlichen Rentenversicherung im Rah- 
men des Dritten Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes er- 
wartet und angestrebt wurde. 

Dem trägt die bisher geübte Methode der verzögerten Renten- 
anpassung nicht Rechnung. „Diese Formel der verzögerten 
Rentenanpassung beruht auf der Annahme, daß das Preis- 
niveau stabil bleibt, oder daß es zumindest keine Beschleuni- 
gung einer schleichenden Geldentwertung gibt. Andernfalls 
müssen die durchschnittlichen Renteneinkommen immer stär- 
ker hinter dem angestrebten Verhältnis zwischen Rentenein- 
kommen und Arbeitseinkommen vor Eintritt in das Renten- 
alter Zurückbleiben. Gleichzeitig nehmen bei unveränderten 
Beitragssätzen die Überschüsse der Sozialversicherungsträger 
zu (Ziffer 79)". (Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung, Jahresgutachten 1971, Zif- 
fer 335). 


B. Lösung 

Das bei der gesetzlich fixierten Höhe der Beitragssätze erreich- 
bare Rentenniveau (Verhältnis zwischen Rente und vergleich- 
baren aktuellen Arbeitsentgelten) soll zusätzlich zu den in 
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§ 1272 RVO und § 49 AVG genannten Kriterien zum Maßstab 
für die Rentenanpassung gemacht werden. Durch diese Art 
„Regelbindung" soll erreicht werden, daß dem Rentner auf 
Dauer eine angemessene Stellung im Einkommensgefüge ga- 
rantiert werden kann. Die Gefahr, daß Überschüsse infolge 
inflationärer Entwicklung zu Lasten der Rentner für andere 
Zwecke verplant werden, wird gebannt. 

Nachdem im 3. RVÄG der Beitragssatz auf 18 v. H. ab 1973 
festgelegt wurde, kann und soll auf längere Sicht ein Renten- 
niveau von 50 v. H. erreicht werden. Dafür ist es aber bereits 
jetzt notwendig, die Höhe des Rentenniveaus vorzugeben und 
damit die Methode der Rentenanpassung so zu ändern, daß 
dieses Ziel nach gewissenhafter Voraussicht in der Zukunft 
auch tatsächlich erreicht wird, 

Schwankungen des Rentenniveaus um den Wert 50 v. H. sind 
aus technischen und konjunkturpolitischen Gründen als auch 
im Interesse einer möglichst konstanten Rentenanpassungs- 
methode weiterhin möglich. Ab 1974 soll das Rentenniveau 
jedoch den Wert 45 v. H. in keinem Jahr mehr unterschreiten. 

Unter Rentenniveau im Sinne dieses Gesetzes wird folgendes 
verstanden: Es ist das Verhältnis, in dem das Altersruhegeld 
nach 40 Versicherungsjahren und einem Prozentsatz der per- 
sönlichen Bemessungsgrundlage von 100 in dem jeweiligen 
Rechnungsjahr zu dem durchschnittlichen Bruttojahresarbeits- 
entgelt aller Versicherten der Rentenversicherung der Arbei- 
ter und Angestellten ohne Lehrlinge und Anlernlinge in dem- 
selben Jahr steht. Zu diesem Rentenniveau stehen alle Renten 
der gesetzlichen Rentenversicherung in einem durch die Ren- 
tenformel vorgegebenen festen Verhältnis. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Gesetzentwurf steckt den Rahmen ab, innerhalb dessen 
sich die konkrete, jeweils durch Gesetz näher festzulegende 
Rentenanpassung zu vollziehen hat. Die Kosten errechnen sich 
jeweils nach Maßgabe eines solchen „Ausfüllungsgesetzes". 
Ein „Ausfüllungsgesetz", das dem heutigen Erkenntnisstand 
über die voraussichtliche Lohnentwicklung Rechnung trägt, 
stellt der von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion dem Deut- 
schen Bundestag vorgelegte Entwurf eines Fünfzehnten Renten- 
anpassungsgesetzes (Drucksache VI/ 2585) dar. 
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Antrag 

der Abgeordneten Katzer, Dr. Götz, Ruf und der Fraktion der 

CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Sicherung der bruttolohnbezogenen dynamischen Rente 
(Rentenniveau-Sicherungsgesetz — RSG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Die Reichsversicherungsordnung in der bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1272 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Anpassung hat der Entwicklung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der Pro- 
duktivität, den Veränderungen des Volksein- 
kommens je Erwerbstätigen sowie der Siche- 
rung eines stabilen Rentenniveaus Rechnung zu 
tragen. Richtsatz für die Höhe des Rentenniveaus 
ist ein Altersruhegeld, das nach 40 Versiche- 
rungsjahren bei einer für den Versicherten maß- 
gebenden Rentenbemessungsgrundlage (§ 1255 
Abs. 1) von 100 vom Hundert in dem jeweiligen 
Kalenderjahr 50 vom Hundert des für dasselbe 
Jahr nach § 1383 vorausgeschätzten durchschnitt- 
lichen Bruttojahresarbeitsentgelts aller Versi- 
cherten der Rentenversicherungen der Arbeiter 


und Angestellten ohne Lehrlinge und Anlern- 
linge beträgt. Der Richtsatz für die Höhe des 
Rentenniveaus darf vom Jahr 1974 an um nicht 
mehr als fünf Prozentpunkte unterschritten wer- 
den (untere Schwankungsgrenze)." 

2. An § 1383 Abs. 1 werden nach den Worten „die 
Ausgaben" die Worte „das Rentenniveau im 
Sinne von § 1272 Abs. 2 Satz 2" angefügt. 


§ 2 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 


1. § 49 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Anpassung hat der Entwicklung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der Pro- 
duktivität, den Veränderungen des Volksein- 
kommens je Erwerbstätigen sowie der Siche- 
rung eines stabilen Rentenniveaus Rechnung zu 
tragen. Richtsatz für die Höhe des Rentenniveaus 
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ist ein Altersruhegeld, das nach 40 Versiche- 
rungsjahren bei einer für den Versicherten maß- 
gebenden Rentenbemessungsgrundlage (§ 32 
Abs. i) von 100 vom Hundert in dem jeweiligen 
Kalenderjahr 50 vom Hundert des für dasselbe 
Jahr nach § 110 vorausgeschätzten durchschnitt- 
lichen Brutto jahresarbeitsentgelts aller Versi- 
cherten der Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten ohne Lehrlinge und An- 
lernlinge beträgt. Der Richtsatz für die Höhe des 
Rentenniveaus darf vom Jahr 1974 an um nicht 
mehr als fünf Prozentpunkte unterschritten wer- 
den (untere Schwankungsgrenze)." 

2. An § 110 Abs. 1 werden nach den Worten „die 
Ausgaben" die Worte „das Rentenniveau im 
Sinne von § 49 Abs. 2 Satz 2" angefügt. 


§ 3 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 


1. An § 71 Abs. 1 werden nach dem Wort „Reichs- 
versicherungsordnung" folgende Worte angefügt: 

„mit der Maßgabe, daß in § 1272 Abs. 2 Satz 2 
an die Stelle der Zahl 50 die Zahl 66,66 und in 
§ 1272 Abs. 2 Satz 3 an die Stelle der Zahl 5 
die Zahl 6,66 tritt." 

2. An § 129 Abs. 1 werden nach den Worten „die 
Ausgaben" die Worte „das Rentenniveau im 
Sinne von § 71 Abs. 1" angefügt. 


§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 11. April 1972 


Katzer 
Dr. Götz 
Ruf 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Mit der Rentenreform von 1957 wurde die brutto- 
lohnbezogene dynamische Rente eingeführt. Ziel 
dieser Reform war es, allen Versicherten der gesetz- 
lichen Rentenversicherung eine Grundsicherung für 
das Alter und bei Invalidität zu garantieren. Die 
gesetzliche Rentenversicherung hatte nicht länger 
die Aufgabe, nur vor der nackten Not zu schützen. 
Nach einem erfüllten Arbeitsleben sollte jeder Ver- 
sicherte seine im Berufsleben erworbene Stellung 
in der Gesellschaft auch im Alter angemessen er- 
halten können. Dieses Ziel der Rentenreform konnte 
bisher weitgehend als erfüllt angesehen werden. 

Trotz der begrenzten wirtschaftlichen und finan- 
ziellen Möglichkeiten der auslaufenden Wieder- 
aufbauphase Ende der 50er und Anfang der 60er 
Jahre konnte dem Versicherten nach einem erfüll- 
ten Arbeitsleben von 40 Versicherungsjahren eine 
Rente in Höhe von deutlich über 45 v. H. seines 
Arbeitsentgelts im Durchschnitt der vergangenen 
Jahre garantiert werden. Im Jahre 1969 wurde dann 
das Dritte Rentenversicherungs-Änderungsgesetz 
verabschiedet. Der Beitragssatz wurde auf 18 v. H. ab 
1973 festgesetzt. Damit waren die finanziellen Vor- 
aussetzungen für eine Verbesserung der Grund- 
sicherung geschaffen. In Zukunft kann ein Renten- 
niveau von durchschnittlich 50 Prozent erreicht 
werden. 

Ein Rentenniveau von 50 v. H. wird bei der Methode 
der um vier Jahre verzögerten Rentenanpassung 
jedoch nur dann erreicht, wenn sich die Lohnent- 
wicklung pro Jahr bei etwa 5 v. H. einpendelt. Be- 
schleunigt sich der Prozeß der schleichenden Geld- 
entwertung und steigen die Löhne stärker als 
5 v. H., bleiben die Renten auf Dauer hinter- dem 
angestrebten Verhältnis zu den Löhnen zurück. Stei- 
gen die Löhne auf Dauer um 6 v. H. pro Jahr, wie 
es die Bundesregierung in ihren Vorausschätzungen 
unterstellt, wird das Rentenniveau von jetzt 41 v. H. 
erst im Jahre 1981 47,6 v. H. auf Dauer betragen. 
Steigen die Löhne um 7 v. H. jährlich, beträgt das 
Rentenniveau 45,8 v. H. Steigen die Löhne um 
8 v. H., beträgt das Rentenniveau 44,1 v. H. Daraus 
ergibt sich klar, daß für die Rentner der länger- 
fristige Lohntrend und nicht die kurzfristige Lohn- 
zuwachsrate von entscheidender Bedeutung ist. Aus- 
schläge der kurzfristigen Lohnzuwachsrate — etwa 
in einem Boom oder einer Rezession — ändern 
daran nichts. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist deshalb der 
Auffassung, daß das Verhältnis von Lohnentwick- 
lung und Rentenanpassung neu überdacht werden 
muß. Sie schlägt vor, die Höhe des Rentenniveaus 
zusätzlich zum Maßstab der Rentenanpassung zu 
machen. Die im Rahmen des Dritten Rentenversiche- 
rungs-Änderungsgesetzes von 1969 beschlossene Bei- 
tragssatzanhebung auf 18 v. H. ab 1973 ermöglicht 


finanziell eine Anhebung des Rentenniveaus auf 
durchschnittlich 50 v, H. Diese Möglichkeit soll aus- 
geschöpft werden. Bei einem Rentenniveau von 
50 v. H. übersteigen die Leistungen der Rentenver- 
sicherung im Regelfall das durch die Sozialhilfe vor- 
gezeichnete sozial-kulturelle Existenzminimum. Auf 
der anderen Seite bleibt Raum für ergänzende Al- 
terssicherungsformen wie etwa betriebliche Alters- 
versorgung und private Vorsorge. Zusammen mit 
diesen Alterssicherungsformen kann erreicht wer- 
den, daß die Rentner ihren im Berufsleben erworbe- 
nen Lebensstandard erhalten können. 

Zwischenzeitliche Schwankungen um das erreichbare 
Rentenniveau sind möglich. Die Schwankungen sol- 
len nach unten so begrenzt werden, daß ein Ab- 
sinken des Rentenniveaus auf weniger als 45 v. H. 
verhindert wird. Weil sich das Rentenniveau seit 
1969 inzwischen zu weit von dem Wert von 45 v. H. 
entfernt hat, kann diese Bestimmung jedoch erst 
nach einer Übergangszeit im Jahre 1974 wirksam 
werden. 

Als besondere Vorteile dieser Art „Regelmechanis- 
mus" der Rentenanpassung können angesehen wer- 
den: 

1. Es wird verhindert, daß Überschüsse der Renten- 
versicherungsträger, die zu Lasten der Rentner 
zustande kommen, weil die Renten nach wie vor 
verzögert angepaßt werden, während sich die 
schleichende Geldentwertung beschleunigt, für 
andere Zwecke verplant werden. Auf diese Ge- 
fahr muß im Zusammenhang mit dem Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung „zur weiteren Reform 
der gesetzlichen Rentenversicherung" besonders 
hingewiesen werden. Die darin vorgesehenen 
Maßnahmen werden größtenteils zu Lasten der 
Rentner finanziert. Darüber mögen kurzfristig 
die hohen Rentenanpassungen der kommenden 
Jahre hinwegtäuschen. Am Grundzusammenhang 
ändert dies jedoch nichts. Sind aber die zu Lasten 
der Rentner zustande gekommenen Überschüsse 
der Rentenversicherung erst einmal für andere 
Zwecke verplant, kann die dann notwendige An- 
hebung des Rentenniveaus nur durch weitere 
Beitragssatzerhöhungen finanziert werden. 

2. Die antizyklische Wirkung der Rentenanpassung 
bleibt grundsätzlich erhalten. Sie liegt darin, daß 
bei vorauseilenden Lohnerhöhungen die Anpas- 
sung der Renten erst mit einem zeitlichen Ab- 
stand folgt. Dieser Beitrag der Rentner zur Kon- 
junkturstabilisierung muß jedoch aus sozialen 
Gründen in Grenzen gehalten werden. Er soll 
im Extremfall nicht größer sein, als er in einem 
Absinken des Rentenniveaus von 45 v. H. zum 
Ausdruck kommt. Andere Vorschläge, die vor- 
sehen, daß die Rentenanpassung künftig der 
aktuellen Lohnentwicklung folgen soll, würden 
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zwar eine noch größere Konstanz des als an- 
gemessen erachteten Rentenniveaus ermöglichen. 
Doch abgesehen von einer dann jedoch notwen- 
digen komplizierten Herabsetzung der Steige- 
rungssätze zur Berechnung der Renten hätte 
dieser Vorschlag zur Folge, daß eine konjunktur- 
gerechte Wirkung der Rentenanpassung rein zu- 
fällig wäre. Immerhin haben die Rentner ein 
besonders großes Interesse an einer stabilen 
Preis- und Konjunkturentwicklung. Sie werden 
von Preissteigerungen besonders hart betroffen. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat sich des- 
halb den genannten Vorschlag nicht zu eigen ge- 
macht; vielmehr geht sie davon aus, daß es in 
Zukunft gelingen muß, auch die anderen großen 
Gruppen der Gesellschaft mehr als bisher zu 
einem konjunkturgerechten Verhalten zu veran- 
lassen. 


3. Indirekt könnte der Antrag dazu beitragen, daß 
eine größere Stetigkeit und Realistik hinsichtlich 
der Annahmen, die den langfristigen Rentenvor- 
ausschätzungen gemäß § 1383 RVO zugrunde lie- 
gen, erzielt wird. 

Im übrigen ist die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
auch der Auffassung, daß die Stetigkeit der Renten- 
anpassungsmethode so weit wie möglich erhalten 
bleiben muß. Als geeigneten Weg zur Erhöhung des 
Rentenniveaus sieht sie deshalb den schrittweisen 
Abbau jener zusätzlichen Verzögerung an, mit der 
seit 1958 die Bestandsrenten zum Unterschied von 
den Neurenten der Lohnentwicklung folgen. Einen 
entsprechenden Gesetzentwurf hat sie mit ihrem 
Vorschlag eines Fünfzehnten Rentenanpassungsge- 
setzes, der ein halbjähriges Vorziehen der Renten- 
anpassung vorsieht, im Bundestag vorgelegt. 
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